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**II Verfahren der Zusammenarbeit (zweite Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zur Billigung des 
Gemeinsamen Standpunkts
Absolute Mehrheit der Mitglieder zur Ablehnung oder Abänderung 
des Gemeinsamen Standpunkts

*** Verfahren der Zustimmung
Absolute Mehrheit der Mitglieder außer in den Fällen, die in 
Artikel 105, 107, 161 und 300 des EG-Vertrags und Artikel 7 des 
EU-Vertrags genannt sind

***I Verfahren der Mitentscheidung (erste Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen

***II Verfahren der Mitentscheidung (zweite Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zur Billigung des 
Gemeinsamen Standpunkts
Absolute Mehrheit der Mitglieder zur Ablehnung oder Abänderung 
des Gemeinsamen Standpunkts

***III Verfahren der Mitentscheidung (dritte Lesung)
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zur Billigung des 
gemeinsamen Entwurfs

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der von der Kommission 
vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu einem Legislativtext

In den Änderungsanträgen werden Hervorhebungen in Fett- und Kursivdruck 
vorgenommen. Wenn Textteile mager und kursiv gesetzt werden, dient das 
als Hinweis an die zuständigen technischen Dienststellen auf solche Teile des 
Legislativtextes, bei denen im Hinblick auf die Erstellung des endgültigen 
Textes eine Korrektur empfohlen wird (beispielsweise Textteile, die in einer 
Sprachfassung offenkundig fehlerhaft sind oder ganz fehlen). Diese 
Korrekturempfehlungen bedürfen der Zustimmung der betreffenden 
technischen Dienststellen.
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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

Mit Schreiben vom 18. April 2001 konsultierte der Rat das Europäische Parlament gemäß 
Artikel 308 des EG-Vertrags zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 über ein strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung 
auf den Beitritt (KOM(2001) 110 - 2001/0058 (CNS)).

In der Sitzung vom 2. Mai 2001 gab die Präsidentin des Europäischen Parlaments bekannt, 
dass sie diesen Vorschlag an den Ausschuss für Haushaltskontrolle als federführenden 
Ausschuss und an den Ausschuss für Regionalpolitik, Verkehr und Fremdenverkehr als 
mitberatenden Ausschuss überwiesen hat (C5-0152/2001).

Der Ausschuss für Haushaltskontrolle benannte in seiner Sitzung vom 29. Mai 2001 Christos 
Folias als Berichterstatter.

Der Ausschuss prüfte den Vorschlag der Kommission und den Berichtsentwurf in seiner 
Sitzung vom 10. September 2001.

In dieser Sitzung nahm der Ausschuss den Entwurf einer legislativen Entschließung 
einstimmig an und beschloss, das Verfahren ohne Aussprache gemäß Artikel 114 Absatz 1 
der Geschäftsordnung anzuwenden.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Diemut R. Theato, Vorsitzende; Herbert Bösch und 
Freddy Blak, stellvertretende Vorsitzende; José Javier Pomés Ruiz, amtierender 
Berichterstatter (in Vertretung von Christos Folias); Jean-Louis Bourlanges (in Vertretung 
von Thierry B. Jean-Pierre), Helmut Kuhne, José Paulo Martins Casaca (in Vertretung von 
Michiel van Hulten), John Joseph McCartin (in Vertretung von Christopher Heaton-Harris), 
Jan Mulder (in Vertretung von Antonio Di Pietro), Heide Rühle (in Vertretung von Bart 
Staes) und Gabriele Stauner.

Die Stellungnahme des Ausschusses für Regionalpolitik, Verkehr und Fremdenverkehr ist 
diesem Bericht beigefügt.

Der Bericht wurde am 11. September 2001 eingereicht.

Die Frist für die Einreichung von Änderungsanträgen wird im Entwurf der Tagesordnung für 
die Tagung angegeben, auf der der Bericht geprüft wird.
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LEGISLATIVVORSCHLAG

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1267/1999 über ein strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung auf den Beitritt 
(KOM(2001) 110 – C5-0152/2001 – 2001/0058(CNS))

Der Vorschlag wird wie folgt geändert:

Vorschlag der Kommission1 Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 8

Die Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1267/1999 sollten darüber hinaus im 
Hinblick auf den Beschluss 1999/468/EG 
des Rates vom 28. Juni 1999 zur 
Festlegung der Modalitäten für die 
Ausübung der der Kommission 
übertragenen Durchführungsbefugnisse1 
angepasst werden.

Die Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1267/1999 sollten darüber hinaus im 
Hinblick auf den Beschluss 1999/468/EG 
des Rates vom 28. Juni 1999 zur 
Festlegung der Modalitäten für die 
Ausübung der der Kommission 
übertragenen Durchführungsbefugnisse1 
angepasst werden. Dieser Beschluss sieht 
vor, dass die Kommission das 
Europäische Parlament regelmäßig über 
die Arbeit der Ausschüsse unterrichtet, 
dass die Kommission dem Europäischen 
Parlament Unterlagen zur Tätigkeit der 
Ausschüsse übermittelt sowie das 
Europäische Parlament unterrichtet, 
wenn sie dem Rat Maßnahmen oder 
Vorschläge für zu ergreifende 
Maßnahmen übermittelt.

1 ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23 1 ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23

Begründung

Es sollte betont werden, dass der Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur 
Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen 
Durchführungsbefugnisse als ein wichtiges Ziel neben anderen die Verbesserung der 
Information des Europäischen Parlaments nannte. Diese Information ist im politischen 
Kontext der Vorbeitrittshilfe von besonderer Bedeutung.

Änderungsantrag 2
Artikel 1 Absatz 1a (neu)

1 ABl. C 180 vom 26.6.2001, S. 197
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 1a) Artikel 7 Absatz 1 wird wie folgt 
geändert:
„Die Kommission erlässt die 
Entscheidungen über die im Rahmen der 
ISPA zu finanzierenden Maßnahmen und 
die Beteiligung von Drittländern an 
Ausschreibungen und Aufträgen gemäß 
dem Verfahren des Artikels 14.

Begründung

Mit dieser Änderung wird klargestellt, dass Beschlüsse über die Beteiligung von Drittländern 
an Ausschreibungen und Aufträgen zur Stellungnahme dem Verwaltungsausschuss vorzulegen 
sind.

Änderungsantrag 3
Artikel 1 Absatz 2a (neu)

2a) Artikel 9 Absatz 1c wird wie folgt 
geändert:

Unregelmäßigkeiten vorzubeugen und sie zu 
ahnden,

Unregelmäßigkeiten vorzubeugen und sie zu 
ahnden und die Kommission unmittelbar 
bei Auftauchen eines Verdachts auf 
schwere Unregelmäßigkeiten zu 
informieren, sowie regelmäßig über 
sämtliche einschlägigen administrativen 
oder strafrechtlichen Untersuchungen zu 
unterrichten und den Bediensteten des 
Europäischen Amtes für 
Betrugsbekämpfung OLAF und des 
Europäischen Rechnungshofes auf Antrag 
Zugang zu den entsprechenden 
Untersuchungsberichten zu gewähren,

Begründung

Die Kommission muss umfassend und rascher als bisher über das Auftreten von 
Unregelmäßigkeiten informiert werden und sich davon überzeugen können, dass tatsächlich 
alle nötigen Schritte unternommen wurden, um Unregelmäßigkeiten zu ahnden.
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Änderungsantrag 4
Artikel 1 Absatz 2b (neu)

2b) In Artikel 9 wird ein neuer Absatz 1e 
eingefügt:
e) spätestens bis zum 1. Januar 2002 
Korruption und Interessenkonflikte von mit 
der Verwaltung von Gemeinschaftsgeldern 
betrauten Bediensteten unter Strafe zu 
stellen.

Begründung

Wirksamer strafrechtlicher Schutz vor Korruption und Amtsmissbrauch sind eine 
unabdingbare Voraussetzung für die Gewährung von Gemeinschaftsgeldern.

Änderungsantrag 5
Artikel 1 Absatz 2c (neu)

2c) In Artikel 9 wird ein neuer Absatz 6 
eingefügt:
Die Kommission berichtet Parlament und 
Rat bis zum 30. März 2002 über den Stand 
der Umsetzung der gemäß Absatz 1 an die 
begünstigten Länder gerichteten 
Forderungen.
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Änderungsantrag 6
Artikel 1 Absatz 3a (neu)

3a) Anhang V, Ziffer 9 wird wie folgt 
geändert:

zusammenfassende Angaben zu den 
Ergebnissen der durchgeführten Kontrollen, 
den festgestellten Unregelmäßigkeiten und 
den laufenden Verwaltungs- und 
Gerichtsverfahren;

vollständige und detaillierte Angaben zu 
den Ergebnissen der durchgeführten 
Kontrollen, den festgestellten 
Unregelmäßigkeiten und den laufenden 
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren;

Begründung

Die Berichtspflicht der Kommission in ihren Jahresberichten muss besser geregelt werden, 
damit das Parlament seine Kontrollbefugnisse wirksam ausüben kann.
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag für eine 
Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 über ein 
strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung auf den Beitritt (KOM(2001) 110 – 
C5-0152/2001 – 2001/0058(CNS))

(Verfahren der Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat (KOM(2001) 110)2,

– vom Rat gemäß Artikel 308 des EG-Vertrags konsultiert (C5-0152/2001),

– gestützt auf Artikel 67 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Haushaltskontrolle und der Stellungnahme 
des Ausschusses für Regionalpolitik, Verkehr und Fremdenverkehr (A5-0295/2001),

1. billigt den so geänderten Vorschlag der Kommission;

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag entsprechend zu ändern;

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 
gebilligten Text abzuweichen;

4. verlangt, erneut konsultiert zu werden, falls der Rat beabsichtigt, den Vorschlag der 
Kommission entscheidend zu ändern;

5. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

2 ABl. C 180 vom 26.6.2001, S. 197
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BEGRÜNDUNG

Hauptziel des Kommissionsvorschlags3 zur Änderung der Verordnung über die 
Strukturpolitiken zur Vorbereitung auf den Beitritt (ISPA) ist es, sicherzustellen, dass 
internationale Finanzinstitute (wie EBWE und Weltbank) sich leichter an der Finanzierung 
von ISPA-Projekten beteiligen können.

ISPA-Unterstützung für Umweltprojekte und Verkehrsinfrastrukturnetze

ISPA soll bei der Vorbereitung auf den Beitritt zur Europäischen Union die folgenden 
Bewerberländer unterstützen: Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Ungarn, 
Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, die Slowakei und Slowenien. Diese Unterstützung soll 
zur Verbesserung der Umwelt und der Verkehrsinfrastrukturnetze dienen.

Die Maßnahmen müssen ausreichend dimensioniert sein, um nachhaltige Auswirkungen zu 
zeigen. Die Gesamtkosten jeder Maßnahmen sollen grundsätzlich nicht unter 5 Mio. Euro 
liegen.

Die Unterstützung der Gemeinschaft im Rahmen von ISPA kann in Form nicht rückzahlbarer 
direkter Unterstützung, rückzahlbarer Unterstützung oder jeder anderen Form von 
Unterstützung erfolgen. Die Quote der im Rahmen von ISPA gewährten 
Gemeinschaftsunterstützung kann bis zu 75% (in außergewöhnlichen Fällen sogar 85%) der 
öffentlichen oder entsprechenden Ausgaben betragen.

Die Einführung von ISPA im Jahr 2000 führte der Kommission zufolge dazu, dass die 
Gemeinschaft insgesamt 75 Maßnahmen unterstützte, die die Kommission nach Anhörung des 
zu diesem Zweck eingesetzten Verwaltungsausschusses billigte. Die Gesamtkosten der 
gebilligten Maßnahmen beliefen sich auf 2,9 Milliarden Euro, wovon ISPA 1,9 Milliarden 
Euro bereitstellte, wovon etwas mehr als 1 Milliarde Euro im Haushaltsplan 2000 gebunden 
wurde. Die 2000 eingegangenen Haushaltsverpflichtungen verteilen sich fast ausgewogen auf 
die zwei Bereiche Verkehrsinfrastruktur und Umwelt (vergleichende Tabellen der 
Kommission in der Anlage).

Schwierigkeiten bei der Kofinanzierung

Was die Kofinanzierung betrifft, so haben die Bewerberländer manchmal Schwierigkeiten bei 
der Beteiligung an umfassenden ISPA-Projekten, die signifikante Auswirkungen auf den 
Umweltschutz und die Verbesserung der Verkehrsinfrastrukturnetze hätten. Daher ist es 
wichtig, dass die EIB und andere internationale Finanzinstitute sowie der private Sektor sich 
an dieser Finanzierung beteiligen. 2000 erreichte ISPA für ca. 40% der gebilligten 
Maßnahmen eine Finanzierung von Seiten internationaler Institutionen. Durch eine verstärkte 
Zusammenarbeit mit anderen Geldgebern hofft die Kommission, die Ressourcen zu erhöhen, 
die in den Bereichen verwendet werden, auf die sich die Vorbeitrittshilfe richtet, die für jede 
Maßnahme verfügbaren Finanzpakete zu verbessern und den Multiplikatoreffekt von ISPA in 
den kommenden Jahren auszuweiten.

3 Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 über ein 
strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung auf den Beitritt (KOM(2001) 110 endg. vom 8. März 2001)
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Die Realisierung einer solchen Finanzierung erweist sich zuweilen als schwierig wegen 
Artikel 114 Absatz 1 der Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften. Dieser für die Außenhilfe geltenden Bestimmung zufolge steht die 
Beteiligung an Ausschreibungen für Aufträge, die von der Gemeinschaft finanziert werden, 
nur den natürlichen und juristischen Personen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
und der ISPA-Empfängerländer offen. 

Da internationale Finanzinstitute gegebenenfalls andere Ausschreibungsregeln als die in der 
Haushaltsordnung niedergelegten erfüllen müssen, erweist sich dies in einigen Fällen als 
unüberwindliches Hindernis für die Finanzierung von Maßnahmen, die für eine finanzielle 
Unterstützung im Rahmen von ISPA in Frage kommen, durch diese Institute dar.

Nutzung der Ausnahmeregelung gemäß der Haushaltsordnung

Artikel 114 Absatz 2 der Haushaltsordnung sieht vor, dass in besonders begründeten 
Ausnahmefällen eine Beteiligung von Staatsangehörigen dritter Staaten an den 
Ausschreibungen beschlossen werden kann. 

Allerdings unterliegt die Anwendung dieser Ausnahmeregelung zwei Bedingungen: erstens 
müssen in den grundlegenden Instrumenten, in diesem Fall der Verordnung des Rates zu 
ISPA, spezifische Bedingungen festgeschrieben werden, und zweitens müssen diese 
Bedingungen mit den entsprechenden Genehmigungsverfahren in Einklang stehen. Ziel des 
Kommissionsvorschlags ist es, die ISPA-Verordnung entsprechend zu ändern und in diesem 
Kontext eine genauere Definition des Begriffs förderfähiger Ausgaben zu liefern.

Darüber hinaus schlägt die Kommission vor, die ISPA-Verordnung an die Verfahren für die 
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse gemäß dem Beschluss 
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 19994 anzupassen.

Schlussfolgerungen

Der Ausschuss befürwortet den Kommissionsvorschlag und eine rasche Verabschiedung 
durch den Rat. Er schlägt weitere Änderungen vor, die darauf abzielen,

a) klarzustellen, dass Beschlüsse über die Beteiligung von Drittländern an 
Ausschreibungen und Aufträgen zur Stellungnahme dem Verwaltungsausschuss 
vorzulegen sind,

b) zu betonen, dass es u.a. Ziel des Ratsbeschlusses 1999/468/EG vom 28. Juni 1999 zur 
Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen 
Durchführungsbefugnisse war, die Information des Europäischen Parlaments zu 
verbessern. Diese Information ist im politischen Kontext der Vorbeitrittshilfe von 
besonderer Bedeutung,

c) zu unterstreichen, dass die Kommission umfassend und rascher als bisher über das 
Auftreten von Unregelmäßigkeiten informiert werden und sich davon überzeugen 
können muss, dass tatsächlich alle nötigen Schritte unternommen wurden, um 

4 ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23
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Unregelmäßigkeiten zu ahnden,

d) hervorzuheben, dass wirksamer strafrechtlicher Schutz vor Korruption und 
Amtsmissbrauch eine unabdingbare Voraussetzung für die Gewährung von 
Gemeinschaftsgeldern sind,

e) zu betonen, dass die Berichtspflicht der Kommission in ihren Jahresberichten besser 
geregelt werden muss, damit das Parlament seine Kontrollbefugnisse wirksam 
ausüben kann.

* * *
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ANLAGE I

Tabelle 1 ISPA-Etat 2000 (Aufschlüsselung des Etats nach Ländern)

Anteil von Verkehrs- bzw. Umweltprojekten
in % der Verpflichtungsermächtigungen

Verkehr Umwelt Technische Hilfe INSGESAMT
Begünstigtes 

Land ISPA-
Mittel € % ISPA-Mittel 

€ % ISPA-Mittel 
€ % ISPA-Mittel 

€ %

Bulgarien 52 000 000 49.98 52 045 600 50.02 0 0 104 045 600 10.43
Tschechien 41 671 864 59.54 27 588 844 39.42 728 000 1.04 69 988 708 7.02
Estland 11 331 126 40.15 15 808 281 56.02 1 080 000 3.83 28 219 407 2.83
Ungarn 43 825 000 49.81 42 573 123 48.38 1 592 580 1.81 87 990 703 8.82
Lettland 19 925 328 42.62 26 568 260 56.83 255 000 0.55 46 748 588 4.69
Litauen 34 042 528 65.16 18 200 000 34.84 0 0 52 242 528 5.24
Polen 173 085 066 56.39 130 258 589 42.44 3 614 000 1.18 306 957 655 30.77
Rumänien 118 627 137 49.59 120 601 333 50.41 0 0 239 228 470 23.98
Slowakei 30 853 200 72.66 11 606 372 27.34 0 0 42 459 572 4.26
Slowenien 7 500 000 38.20 11 175 275 56.91 960 000 4.89 19 635 275 1.97

INSGESAMT 532 861 249 53.42 456 425 677 45.76 8 229 580 0.83 997 516 506
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ANLAGE II

Tabelle 2: ISPA-Mittel je Bereich – Mittelbindungen für den Haushaltsplan 2000

ISPA-Mittel je Bereich – Mittelbindungen für den Haushaltsplan 2000

ISPA-Etat 2000 ISPA-Mittel €
% der ISPA-

Mittel/Bereich
Zahl der 
Projekte

UMWELT

Trinkwasser 27 535 927 5.98 3
Trink- und Abwasser 42 568 260 9.24 4
Abwasserbehandlung 296 696 243 64.38 24
Entsorgung fester Abfälle 94 020 967 20.40 8
Luftverschmutzung 0 0 0
ISPA-Etat für den 
Umweltbereich insgesamt 460 821 397 46.20 39

davon technische Hilfe (TH): 
TH Trinkwasser 228 000 0.02 1
TH Abwasserbehandlung 4 167 720 0.42 3
TH-Anteil am gesamten ISPA-Etat 
für Umweltprojekte

4 395 720 0.44 4

VERKEHR

Straßenverkehr 224 790 797 41.88 15
Eisenbahnverkehr 283 584 312 52.84 19
Flughäfen 28 000 000 5.22 1
Eisenbahn-/Straßenverkehr 320 000 0.06 1
ISPA-Etat für Verkehrsprojekte 
insgesamt 536 695 109 53.80 36

davon technische Hilfe (TH) :
TH Straßenverkehr 620 000 0.06 2
TH Eisenbahnverkehr 2 893 860 0.29 6
TH Straßen-/Eisenbahnverkehr 320 000 0.03 1
TH-Anteil am gesamten ISPA-Etat 
für Verkehrsprojekte

3 833 860 0.38 9

Projekte insgesamt 989 286 926 99.17 62

Technische Hilfe insgesamt 8 229 580 0.83 13

Unterstützung insgesamt 997 516 506 75
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10. Juli 2001

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR REGIONALPOLITIK, VERKEHR 
UND FREMDENVERKEHR

für den Ausschuss für Haushaltskontrolle

zum Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1267/1999 über ein strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung auf den Beitritt 

(KOM(2001) 110 – C5-0152/2001 – 2001/0058 (CNS))

Verfasser der Stellungnahme: Samuli Pohjamo

VERFAHREN

In seiner Sitzung vom 25. April 2001 benannte der Ausschuss für Regionalpolitik, Verkehr 
und Fremdenverkehr Samuli Pohjamo als Verfasser der Stellungnahme.

Der Ausschuss prüfte den Entwurf einer Stellungnahme in seinen Sitzungen vom 19. Juni 
2001 und 9. Juli 2001.

In der letztgenannten Sitzung nahm er die nachstehenden Schlussfolgerungen einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Konstantinos Hatzidakis, Vorsitzender; Helmuth 
Markov und Emmanouil Mastorakis, stellvertretende Vorsitzende; Samuli Pohjamo, Verfasser 
der Stellungnahme; Sir Robert Atkins, Emmanouil Bakopoulos, Rolf Berend, Theodorus J.J. 
Bouwman, Philip Charles Bradbourn, Garrelt Duin, Giovanni Claudio Fava, Markus Ferber 
(in Vertretung von Jacqueline Foster), Jean-Claude Fruteau (in Vertretung von John Hume), 
Mary Honeyball, Georg Jarzembowski, Dieter-Lebrecht Koch, Giorgio Lisi, Erik Meijer, 
Rosa Miguélez Ramos, Wilhelm Ernst Piecyk, Giovanni Saverio Pittella (in Vertretung von 
Gilles Savary), Reinhard Rack, Carlos Ripoll i Martínez Bedoya, Marieke Sanders-ten Holte, 
Agnes Schierhuber (in Vertretung von Dana Rosemary Scallon), Brian Simpson, Renate 
Sommer, Per Stenmarck (in Vertretung von Karla M.H. Peijs), Dirk Sterckx, Ulrich 
Stockmann, Margie Sudre, Hannes Swoboda (in Vertretung von Demetrio Volcic), Ari 
Vatanen und Mark Francis Watts.
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KURZE BEGRÜNDUNG

Am 3. März 2001 legte die Kommission einen Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur 
Änderung der Verordnung über ein strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung auf den 
Beitritt (ISPA) vor. Die ISPA-Verordnung muss geändert werden, damit die Europäische 
Investitionsbank und andere internationale Finanzinstitute, wie die Europäische Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung und die Weltbank sich an der Finanzierung von ISPA-
Projekten beteiligen können. Nach dieser Änderung würden die Bestimmungen der ISPA-
Verordnung den Bestimmungen der PHARE-Verordnung angeglichen.

Vorschlag der Kommission
Da die Kofinanzierungen gänzlich aus öffentlichen Mitteln der Bewerberländer gedeckt 
werden müssen, bereitet es den Bewerberländern oft Probleme, sich an umfassenderen ISPA-
Projekten zu beteiligen, die sich nachhaltig auf den Umweltschutz oder die Verbesserung der 
Verkehrsinfrastrukturnetze auswirken. Deshalb ist es wichtig, dass sich die Europäische 
Investitionsbank und andere internationale Finanzinstitute sowie der private Sektor an der 
Finanzierung beteiligen können.

Ausschreibungen für gemeinschaftlich finanzierte Projekte stehen derzeit im Rahmen des 
Programms ISPA ausschließlich natürlichen und juristischen Personen der Mitgliedstaaten 
und Bewerberländer offen. Die derzeit gültige einschränkende Verordnung zur 
Kofinanzierung enthält keine spezifischen Bestimmungen , die die gelegentliche und 
einzelfallbezogene Öffnung der Ausschreibungen für Teilnehmer aus Drittstaaten 
ermöglichen. Dies weicht von den Regeln der internationalen Finanzinstitute ab und führt in 
bestimmten Fällen zu unüberwindlichen Hindernissen für eine Kofinanzierung.

Im Fall einer Kofinanzierung muss es deshalb nach Prüfung jedes Einzelfalls möglich sein, 
Ausnahmen zu den Regeln der Haushaltsordnung für die Vergabe öffentlicher Aufträge 
zuzulassen. Bei Maßnahmen, bei denen die Gemeinschaft die einzige ausländische 
Finanzierungsquelle ist, stehen Ausschreibungen Drittländern weiterhin nicht offen.

Auch die Berechnung förderfähiger Ausgaben muss angepasst werden. Wenn sich 
internationale Finanzinstitute an der Finanzierung einer ISPA-Maßnahme beteiligen, muss es 
möglich sein, die Kofinanzierung durch diese Finanzinstitute in die Berechnung der 
Gesamtausgaben für die Maßnahmen einzubeziehen. Ferner passt die Kommission technisch 
den Artikel zur Komitologie dem derzeit verwendetem Wortlaut an.

Schlussfolgerungen

Die wirksame Umsetzung des Programms ISPA leidet unter unzureichenden 
Finanzierungsmöglichkeiten. Der Förderanteil der EU müssen deshalb bezogen auf die 
einzelnen Projekte möglichst niedrig sein, damit mehrere Projekte finanziert werden können. 
Die ISPA-Förderung sollte in ihrer Gesamtheit keine Beihilfe sein, sondern auch in Form von 
Krediten gewährt werden. Die ISPA-Förderung muss speziell für die Startphase der Projekte 
und als Zinsbeihilfe bereitgestellt werden. So wäre es möglich, im Rahmen der jetzt geltenden 
Regelungen zu arbeiten.
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Es ist wichtig, dass sich in den Bewerberländern nicht durch unnötig hohe 
Beihilfefinanzierungen schlechte Praktiken herausbilden. Beispielsweise müssen die 
Bewohner eines Gebietes, in dem ein Wasserreinigungsprojekte durchgeführt wird, für 
sauberes Wasser und Abwasser zahlen, und die Zahlungen sollten nicht zu lange auf ein 
bestimmtes Niveau eingefroren werden, sondern dem Kosten- und Einkommensniveau 
angepasst werden können. Des weiteren ist es von zentraler Bedeutung, dass möglichst viele 
Projekte finanziert werden können.

Da der vorliegende Vorschlag der Kommission eine technische Änderung darstellt, die im 
wesentlichen die Finanzierungsregelungen betrifft, hat der Ausschuss für Regionalpolitik, 
Verkehr und Fremdenverkehr ausnahmsweise zugestimmt, dass der Ausschuss für 
Haushaltskontrolle federführend für den Bericht zu diesem Vorschlag für eine Verordnung ist. 
Es handelt sich also um eine eindeutige Ausnahmesituation, damit die Änderung der 
Verordnung so schnell wie möglich in Kraft gesetzt werden kann, Es ist trotzdem angebracht, 
entschieden darauf hinzuweisen, dass der Ausschuss für Regionalpolitik, Verkehr und 
Fremdenverkehr für ISPA weiterhin der federführende Ausschuss im Europäischen Parlament 
ist.

Für die wirksame Umsetzung des Programms ISPA ist es äußerst wichtig, dass die von der 
Kommission vorgeschlagenen Änderungen zur Ausschreibung und zur Komitologie 
möglichst schnell in Kraft treten. Im Rahmen dieses Vorschlags ist es weder möglich noch 
sinnvoll, die Regelungen für die ISPA weitergehend zu ändern. Der Ausschuss für 
Regionalpolitik, Verkehr und Fremdenverkehr empfiehlt somit die Annahme des 
Vorschlags der Kommission ohne Änderungen. 


